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Wirtschaft-Klima-Konflikt lösen
Steuern auf Kohlendioxid, Emissionshandel und Umweltauflagen müssen zwar sein, doch wachstumsfreundlich sind sie nicht. 
Die Politik muss daher vermehrt auf die Kraft der Innovation setzen.  CHRISTIAN KEUSCHNIGG

Von einer Klimakonferenz zur nächsten werden die 
Mahnungen der Wissenschaftler eindringlicher. 
Die zunehmende CO2-Konzentration in der At-

mosphäre erwärmt die Erde. Seit dem vorindustriellen 
Zeitalter hat die Temperatur im globalen Durchschnitt 
mehr als 1° Celsius zugenommen, in der Schweiz sogar 
rund 2°. Ohne Gegensteuer würde die globale Erwär-
mung bis 2100 auf 4 bis 5° zunehmen, mit schwerwiegen-
den Konsequenzen. Extreme Hitzewel-
len, Überschwemmungen, Dezimie-
rung der Artenvielfalt und zuneh-
mende Gesundheitsprobleme würden 
die Lebensqualität beeinträchtigen. 
Dazu kämen die teuren Aufwendungen 
für Klimaanlagen und andere Schutz-
vorkehrungen, um mit den erhöhten 
Temperaturen überhaupt leben zu 
können. Die wirtschaftlichen Schäden 
wären enorm. Der Klimawandel be-
droht die Wirtschaft und die Wohlfahrt 
der nachfolgenden Generationen.

Viele Massnahmen sind bereits be-
schlossen, um den CO2-Ausstoss von 
Gebäuden, Verkehr, Industrie und an-
derswo zu reduzieren. Um den globa-
len Temperaturanstieg wenigstens auf 
1,5° zu begrenzen, müssen die welt-
weiten Emissionen rasch und nach-
haltig sinken, bis 2050 auf netto null. 
Klar ist jedoch, dass die gegenwärtigen 
Vorkehrungen nicht ausreichen. Das 1,5°-Ziel zu errei-
chen, wird zunehmend unrealistisch. Internationale 
Vereinbarungen sind schwierig. Politik und Wirtschaft 
ringen nach Lösungen und scheuen die hohen Kosten. 
Wie kann es gelingen, den Klimawandel zu stoppen und 
die Chancen auf nachhaltiges Wachstum zu erhalten?

Die Emissionen entstehen mit der Verbrennung von 
Kohle, Öl und Gas. Die grüne Transformation erfordert 
den Ersatz der fossilen Energieträger durch Umstieg auf 
emissionsfreie Energie. Eine zentrale Rolle spielen CO2-
Steuern und Emissionshandel, die den Preis für fossile 
Energie in die Höhe treiben und ihre Nutzung ein-
schränken. Beim Emissionshandel muss die teilneh-
mende Industrie Emissionsrechte kaufen, wenn sie 
CO2-Ausstoss verursacht. Um die Klimaziele zu errei-
chen, schränken die Behörden die Kontingente ein. 
Wenn die Emissionsrechte knapp werden, steigt ihr 
Preis. Umso mehr wird die Industrie auf andere Energie-
quellen ausweichen, um Kosten zu sparen.

Noch wenig Wissen über Alternativen
Haushalte und Unternehmen treffen die richtigen Ver-
brauchsentscheidungen nur dann, wenn sie wirklich alle 
Kosten vollständig berücksichtigen, einschliesslich der 
Klimakosten. Daher braucht die Umwelt einen Preis. Ob 

nun CO2-Steuern oder Preise für Emissionsrechte zu zah-
len sind, die steigenden Preise für Benzin, Öl und Strom 
aus Kohle- und Gaskraftwerken schränken den Verbrauch 
fossiler Energie ein, damit die Emissionen abnehmen. 
Umso mehr steigt die Nachfrage nach alternativen Ener-
giequellen für die Nutzung in Gebäuden, Verkehr und 
Produktion. Aber wie kann die grüne Transformation ge-
lingen, wenn alternative Energiequellen rar sind?

Steigende Preise fossiler Energie 
schränken nicht nur ihren Verbrauch 
ein. Sie machen alternative Energie-
quellen rentabler und fördern ihr An-
gebot. Doch die Umstellung braucht 
Zeit. Je rascher sie gelingt, desto we-
niger muss der Energieverbrauch 
insgesamt sinken, und desto weniger 
wird die Energieknappheit das 
Wachstum bremsen. Die vielleicht 
wichtigste Aufgabe steigender CO2-
Preise ist es, die Kraft der Innovation 
auf die Verringerung von Emissionen 
zu lenken und die Entwicklung alter-
nativer, sauberer Energiequellen zu 
beschleunigen. Die Innovationser-
folge sind beeindruckend. Die hohen 
Benzinpreise haben den Benzinver-
brauch der Automobile radikal ge-
senkt und die Entwicklung der Elekt-
romobilität gewaltig beschleunigt. 
Der Preis für Solarzellen ist von 2006 

bis 2019 um das Elffache gesunken, und vieles mehr. Was 
heute noch unrentabel erscheint, mag mit erfolgreicher 
Innovation in Zukunft profitabel sein, nämlich der dauer-
hafte Entzug von bereits eingetretenen Emissionen aus 
der Atmosphäre (negative Emissionen).

In der Innovation liegt die Chance, die grüne Trans-
formation zu beschleunigen und wachstumsfreundlich 
zu gestalten. Die Klimapolitik sollte einen Schwerpunkt 
auf die Entwicklung von Umwelttechnologien setzen 
und mehr in die Grundlagenforschung und die private 
Innovationsförderung investieren. Während die Wirt-
schaft in der Vergangenheit viel Erfahrung mit schmut-
zigen Technologien gesammelt hat, ist noch wenig 
Know-how und Wissen über emissionsarme Alternati-
ven vorhanden. Das fördert die Fortführung bisheriger 
Forschungspfade und erschwert die Entwicklung ganz 
neuer Technologien. Um diese Trägheit bzw. Pfadabhän-
gigkeit im Innovationssystem zu überwinden und die 
Umstellung zu beschleunigen, sind Sonderprogramme 
in Grundlagen- und angewandter Forschung notwen-
dig. Sie können wieder auf ein normales Niveau fallen, 
wenn sich die neuen Technologien etabliert haben.

Ein international koordiniertes Vorgehen würde dem 
globalen Klima am ehesten helfen. Die Realität ist, dass 
andere Länder bei den Klimazielen hinterherhinken und 
ihrer Wirtschaft geringere Klimakosten aufbürden. Dies 

gefährdet nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit der heimi-
schen Wirtschaft, sondern beeinträchtigt auch die Be-
kämpfung des Klimawandels. Was nützt es, wenn emis-
sionsintensive Branchen die Produktion in Länder mit 
geringen Umweltstandards verlagern und die Schweiz 
von dort importiert? Durch den Import stützt die Schweiz 
die Produktion in diesen Ländern und fördert dort die 
Emissionen. Solche Importe verschlechtern die Klimabi-
lanz der Schweiz. Ähnlich wie in der EU könnten Aus-
gleichsabgaben an der Grenze Importe und Produktion in 
Ländern mit geringen Umweltstandards ähnlich reduzie-
ren, wie die hohen CO2-Preise Produktion und Verbrauch 
emissionsintensiver Güter im Inland eindämmen.

Wie kann die Schweiz bei Bürgern und Unternehmen 
Akzeptanz für die Klimapolitik schaffen? Die Erhöhung 
der Energiepreise im Übergangsprozess schmerzt die 
unteren Einkommensgruppen überdurchschnittlich 
stark und schürt Opposition. Die Gelbwestenbewegung 
in Frankreich hat es deutlich gezeigt. Die Umstellung auf 
saubere Energiequellen und Produktionsmethoden ver-
ursacht einen grossen Strukturwandel mit Gewinnern 
und Verlierern. Arbeit und Kapital müssen von schrump-
fenden zu wachsenden Unternehmen wandern, damit 
die neuen Umwelttechnologien sich breit durchsetzen. 
Die staatlichen Mehreinnahmen aus CO2-Steuern und 
dem Emissionshandel sollten genutzt werden, um die 
Verlierer wenigstens teilweise zu kompensieren. Bei 
sprunghaftem Anstieg der Energiepreise wären Anpas-
sungen im unteren Einkommensbereich angemessen, 
um die Kaufkraft der Transferzahlungen zu erhalten.

Kosten schmälern Wettbewerbsfähigkeit
CO2-Steuern, Emissionshandel und strenge Umweltauf-
lagen müssen sein. Wachstumsfreundlich sind sie je-
doch nicht. Neue Kosten hemmen Wachstum und Wett-
bewerbsfähigkeit. Die Politik sollte daher wesentlich 
mehr auf die Kraft der Innovation setzen, um einen 
möglichen Konflikt zwischen Wirtschaft und Klima auf-
zulösen. Innovation kann die Wirkung von CO2-Steuern 
und Emissionshandel im Kampf gegen den Klimawan-
del wesentlich verstärken und ein ökologisches Wachs-
tum ermöglichen. Je rascher die grüne Transformation 
gelingt, desto rascher sinken die Emissionen, und desto 
weniger Kosten verursachen die hohen CO2-Preise.

Die Schweiz ist klein. Das Erreichen der heimischen 
Klimaziele wird den globalen Klimawandel kaum beein-
flussen. Aber um wie viel grösser wäre der Beitrag der 
Schweiz zur Bewältigung des Klimawandels, wenn sie 
die Welt mit neuen Umwelttechnologien versorgen 
könnte? Und erst noch könnte sie ihre Wettbewerbsvor-
teile in den umweltfreundlichen Branchen ausbauen, 
die die Zukunft der Weltwirtschaft dominieren dürften.

Christian Keuschnigg ist Professor für National-		
ökonomie an der Universität St. Gallen

Die Wettbewerbskommission Weko ver-
sieht eine noble Aufgabe. Die Milizbehörde 
soll Kartelle bekämpfen, den Missbrauch 
durch marktbeherrschende Unternehmen 
eindämmen, Zusammenschlüsse von Ge-
sellschaften auf Wettbewerbsverträglich-
keit prüfen und gegen staatliche Konkur-
renzbeschränkungen vorgehen. Letztlich 
geht es darum, den Wettbewerb zu fördern 
und überzogene Preise zu verhindern.

Jährlich vergeben Bund, Kantone und 
Gemeinden für über 40 Mrd. Fr. Aufträge. 
Submissionsabreden mit 30 bis 40% über-
höhten Preisen kosten die Steuerzahler 
enorme Summen. Als Beispiel für ein «klar 
schädliches Submissionskartell» nannte 
Weko-Präsident Andreas Heinemann an 
der Jahrespressekonferenz am Dienstag 
eine Absprache unter acht Elektroinstalla-
tionsunternehmen in Genf, die die Arbei-
ten in einhundert öffentlichen und priva-
ten Ausschreibungen unter sich aufteilten.

Massgebend für die Wettbewerbshüter 
ist das seit Mitte der Neunzigerjahre gel-
tende Kartellgesetz. Eine überladene und zu 
komplexe Gesamtrevision wurde 2014 im 
Parlament versenkt. Nun, acht Jahre später, 
sollen die wichtigsten Punkte in einem 
neuen Anlauf in einer Teilrevision umge-
setzt werden. Wenig umstritten ist dabei die 
Modernisierung der Fusionskontrolle, die 
die Weko in der im März abgeschlossenen 
Vernehmlassung als «sehr permissiv» und 
mit Blick auf die neu entstehenden digitalen 
Märkte als «nicht mehr zeitgemäss» einstuft.

Vorgeschlagen wird der Wechsel zum 
sogenannten SIEC-Test, der namentlich in 
der EU und in den USA zur Anwendung 
kommt und gemäss dem Zürcher Anwalts-

büro Pestalozzi eine umfassendere Be-
urteilung aller Auswirkungen eines Zusam-
menschlusses auf den Wettbewerb ermög-
licht. Die Hürde für die Untersagung einer 
volkswirtschaftlich schädlichen Fusion/
Übernahme sänke, die Weko würde häufi-
ger intervenieren.

Zu begrüssen ist ausserdem, dass mit der 
vorgesehenen Anpassung das Kartellzivil-
recht gestärkt würde. Für Opfer von Kartel-
len wird der Anreiz erhöht, auf zivilrechtli-
chem Weg Schadenersatz durchzusetzen.

Das Parlament hat es allerdings auch 
dieses Mal geschafft, fragwürdige Elemente 
in die Revision einzubauen. Es hat gegen 
den Willen des Bundesrats eine Motion an-
genommen, die die Zulässigkeit einer har-
ten Wettbewerbsabsprache wie früher 
nicht nur von qualitativen, sondern auch 
von quantitativen Kriterien, etwa basie-
rend auf Marktanteilen, abhängig macht.

Abgesehen davon, dass das Ermitteln 
von Marktanteilen vor allem im digitalen 
Bereich zeitraubend ist: Mit der Forderung 
der Motion könnten sich die Unternehmen 
laut dem Weko-Präsidenten wie ehedem 
mit der Ausrede verteidigen, sie seien «nur 
kleine Fische».

Ihnen stünde – wie bis 2016, als das 
Bundesgericht einen wegweisenden Ent-
scheid für eine erleichterte Durchsetzung 
des Kartellgesetzes gefällt hatte («Gaba-Ur-
teil») – die Verteidigungslinie offen, auf-
grund mangelnder quantitativer Folgen 
liege keine erhebliche Limitierung des 
Wettbewerbs vor. Eine Verwässerung der 
aktuellen Revision des Kartellgesetzes 
durch das Parlament wäre nicht im Sinn 
des Wettbewerbsschutzes.

Wider die Wettbewerbsverhinderer
Das Parlament sollte die Weko nicht behindern.  ARNO SCHMOCKER
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stehen reizvolle Value-Aktien mit  
Fokus Nordamerika und Europa.  
Valorennummer: 37 270 456
Mehr Infos zu allen Portfolios finden 
Sie auf fuw.ch/invest

«Die Umstellung auf 
saubere Energiequel-
len verursacht einen 
Strukturwandel.»

Für einmal ist es mir bei 
einer Transaktion ziem-
lich egal, ob der Preis für 
die Aktionäre stimmt 
oder ob die Über-
nahme für die Zu-
kunft des Unter-
nehmens der 
richtige Schritt 
ist. Wenn Elon 
Musk Twitter 
kauft, dann geht es 
um viel mehr als 
das. Es geht um 
Macht, Demokra-
tie, Information 
und Vertrauen. 
Und ich nehme es 
vorweg: Für mich 
ist der Kauf von 
Twitter durch den 
reichsten Mann 
der Welt eine 
Hiobsbotschaft.

Warum, fragen Sie mich? Musk 
stellt doch auf Twitter klar, dass er 
nur das Beste will. Die Redefreiheit 
sei das Fundament jeder funktionie-
renden Demokratie, sagt er. Er wolle 
den Quellcode von Twitter der 
Öffentlichkeit zugänglich machen, 
wolle sogenannten Spambots den 
Garaus machen, jeden Twitterer 
identifizieren und anonyme und fal-
sche Aussagen verhindern. Ja, er sagt 
genau das Richtige und glaubt das 
wahrscheinlich auch.

Die Botschaft hör ich wohl, allein mir 
fehlt der Glaube. Genau so geht es mir 
auch. Ich traue einer einzigen Person 
einfach nicht zu, über Demokratie 
und das Wohl der Menschheit zu ent-
scheiden. Gerade wenn es um Infor-
mation geht, sind solche Vorhaben 
immer gefährlich. Oder kennen Sie 
einen Medienmogul, der sich nur für 
das Wohl der Gesellschaft eingesetzt 
hat? Murdoch oder Berlusconi sind 
nur zwei abschreckende Beispiele.

Twitter hat eine unglaubliche 
Reichweite, weltweit. Da kann das 
Imperium von Rupert Murdoch mit 
Fox News & Co nicht mal annähernd 
mithalten. Ja, Musk schreibt die 
Inhalte auf Twitter nicht alle selbst. 
Doch als Alleinherrscher über den 
vielleicht wichtigsten Informations-
kanal überhaupt zieht er die Fäden 
nach Belieben. Schöne neue Welt.

Nein danke, Elon
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Aktuell auf www.fuw.ch

Im Reich der Mitte sind wegen der Omik-
ronwelle ganz Städte und Landstriche 
lahmgelegt. Die Wachstumsaussichten 
verschlechtern sich zunehmend. Kapital-
abflüsse setzen den Renminbi unter Druck. 

www.fuw.ch/270422-3

Investoren wenden  
sich von China ab 

Der Zementriese Holcim steht einem 
Artikel der Nachrichtenagentur Bloomberg 
zufolge vor dem Verkauf der indischen 
Tochtergesellschaft Ambuja Cements. Der 
Wert des Anteils von über 60% an Ambuja 
wird auf knapp 10 Mrd. $ beziffert.

www.fuw.ch/270422-2

Holcim soll Verkauf der 
indischen Tochter prüfen

Wegen der Aussicht auf eine straffere 
Geldpolitik ist das Zinsniveau deutlich 
gestiegen, auch inflationsbereinigt. 
Trotzdem sind die Aktienbewertungen 
erstaunlich stabil geblieben. Die Marktak-
teure wiegen sich zu sehr in Sicherheit. 

www.fuw.ch/270422-4

Falsche Sicherheit  
der Aktienanleger

Gemäss der Presseagentur dpa hat sich 
der deutsche Gesundheitsminister für eine 
Einführung des elektronischen Rezepts 
im Sommer ausgesprochen. Die Aktien 
Zur Rose sprangen daraufhin in die Höhe.

www.fuw.ch/270422-1

Zur Rose 
plötzlich gefragt

JAN SCHWALBE  
Chefredaktor  
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